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Ueber die Colliſtan der Propinationsgerechtſame mit 
radirirten Schankrechten und Gemerheprwilegien in 
Galizien. 


Da das in Galtzien beſtehende Propinaktonsrecht vom prkvat⸗ 
rechtlichen Staudpunkte als eln einer ganzen Elaſſe von Perſonen zuſte⸗ 
hendes allgemeines Priplegtum anzuſehen kommt, jo drängt ſich die 
Frage auf, wie etz in dem Falle zu halten ſei, wenn dasſelbe mit 
ſpeciellen Prlpllegten betreff der Prgpiuatfongobjecte zuſammentrifft, 
wo re wahre Gollifton von Rechten ſtattfindel. (Unger Syſtem I, 
S. 621. 

Als ſolche ſpecielle Privilegien kommen hier die radieirken 
Schankgerechtigkeiten und die Gewerbeprzuſlegien in Betracht. 

Was nun die Erſteren anbelangt, ſo iſt das Rechtsverhältutß 
folgendes: In dem mit dem Kreſeſchreiben vom 21. Aprſl 1789, 
3. 7884 kundgemachten Hofkanzlekdecret vom 21. Marz 1789, 3. 261 
„über die bel Ertheilung von Schankbefuguiſſen zu beobachtenden 
Grundfätze“ wurde unter Anderem ausgeſprochen, daß die Schank⸗ 
befugniſſe nicht auf Häuſer zu radieiren, ſondern immer nut als 
ein Perſonalbefugniß zu verleihen ſeien, den Fall jedoch ausgenommen, 
mo Jemand ſich auf eigene Koſten zur Erbauung eineß ordentlichen 
Wirthshanſes aus gntem Materiale, wo Reffende Koſt, Wohnung und 
Bedienung finden, herheilaſſen follte, welchem Unkernehmer ſpwie 
Jenen, die ſchon im Befitze ſolcher Wirthähäufer find, die Schaukge⸗ 
rechtigkeit auf dem Hauſe fo lauge belaſſen werden kaun, als dieſe 
zu dieſem Zwecke beſtimmt bleiben. Mit dem Holfkanzleideerete vom 
26. October 1815, 3. 18.843 (Gußernialverordnung vom 1. De⸗ 
cember 1815, 3. 47.928 [N], iſt dieſe Vorſchrift für künftige Fulle 
rückgängig gemacht worden, indem die Verleihung von neuen verkänf⸗ 
lichen oder radteirten Gewerben für die Zukunft als unzuläſſig erklärt 
wurde. Da indeſſen trotz dieſem kategortſchen Verbote von den Stadt⸗ 


magiftenten aus Mißverſtändnſß über die Tragwelte des denſelben 
zuſtehenden Verlethungsrechtes von Schaukbefugniſſen, ſolche als radt⸗ 
eirle Gerechtigkeiten noch weiter hie und da verliehen wurden, ſo iſt 
mit dem Gubernlal⸗Kreisſchreſben vom 24, October 1825, 8. 48.952 
(P. G. S. Nr. 128) zur Erläuterung des letzterwähnten Normales 
bedeutet worden, daß in der Regel gar keine Radicirungen der Scheul⸗ 
gewerbe mehr ſtattfinden dürfen, und daß in den ͤußerſt ſeltenen 
Fällen, wo beſondere Umſtände es räthlich machen, eine ausnahmg⸗ 
weiſe Nadſcirung des Schaukgewerbetz zuzugeſtehen, diesfalls ſtets von 
Fall zu Fall die Entſcheldung der Landesstelle einzuholen ſei. So 
ſtanden ſich alſo zwei Beftimmungen ſchuurſtracks gegenüber. Um in 
dieſen confufeu Stand der Sache Ordnung zu bringen, wurde dem 
Sanbeäqubernium von der Hofkanzlei aufgetragen, ſich über die in 
dem Hoflanzleideeret vom 21. März 1789 geſtattete Radietrung von 
Schankgewerben dahin zu äußern, ob dieſe Befugniß nicht aufzu⸗ 
laſſen wäre, worauf 11 0 dein Berichte vom 15. September 1829, 
3. 40.394, ſich für die Opportunttät der Aufhebung ausſprach, nach⸗ 
dem die Gründe, welche dem gedachten Hofkanzlekdeeret zu Grunde 
lagen, mit der Hebung des Unternehmungsgeiſtes der Dominien von 
ſelbſt anfgehort haben, zumal in Galizien, wo unr drei derlei Ge⸗ 
werbe, zwei in Lemberg und elnetz in der Stadt Grodek beſtehen, 
bas Verlangen nach radieirten Schankbefugniſſen ein reges war; und 
in einem neuerlich abgeforderten Berichte vom 22. Jul 1842 
wurde dieſer Antrag wiederholt und bet bieſer Gelegenheit energiſch 
für das Jutereſſe der Propinalionsberechtigten eingetreten welche in 
der Ausübung ihrer gewährleiſteten Gerechtſame durch die radieirten 
Schankgewerbe, denen der freie Bezug von Getränken zukommt fehr 
beeinträchtigt werden; auch wurde vom Rechtsſtandpnukle darauf hin⸗ 
gewieſen, daß durch derlei Verleihungen geradezu ein Eingriff in die 
Eigenthnmsſphäre der Propinatlonsberechtigten geſchehe, die Intereſſen 
der Hypothekargläubiger, die vielleicht nur mit Rückſſcht auf den durch 
die Erkrägniſſe der Propination bedingten hoheren Werth dez Gutes, 
ſich zu Darlehen herbeilleßen, weſentlich geſchadigt werden. Ueber dieſe 
Berichte wurde im Grunde a. h. Entſchließnug vom 16. December 
1843 (Hofkanzleidecret vom 31. December 1843, 3. 40.295 kund⸗ 
gemacht mit dem Kretöfchreiben vom 18. Februar 1844, 3. 3517 
(P. G. S. Nr. 18) bekanntgegeben daß es bei der bisherigen Vor⸗ 
burg wegen ausnahmsweſſer Verleihung radictrter Schankbefuguiſſe 
urch das Gubernium auf neu erbaute, für Reiſende zweckmäßig ein⸗ 
gerichtete Einkehrhäuſer auch für die Zukunft zu verbleiben habe. Bei 
dem verblieb es auch bis zur Einführung der neuen Gewerbeordnung 
(kai. Patent vom 20. December 1859, Nr. 227 R. G. Bl.), wo 
in Abs. VII des Kundmachungspatentes unter Aufrechthaltung der zu 
Recht beſtehenden Realgewerbe die Errichtung neuer verboten wird. 
Auch die Collifion der Propinationsgerechtſame mit den auf 
Grund des alten Privilegiengeſetzes vom 8. December 1820 (P. G. S. 
vom J. 1821 Nr. 22) erwirkten ausſchließlichen Gewerbsprtwilegien 
auf die Erfindung neuer oder verbefferter Brannlwefnerzeugungs⸗ 
methoden it mit dem Hofkanzleidecrek vom 24. November 1825, 
3. 35.133 (N.), beſeitigt worden, indem darin verordnet wurde, „daß 
die Ausübung der erkheilten Privflegien auf die Erfindungen und 


Verbeſſerungen in der Erzeugung geiftiger Getränte mit der gehörigen 
Reſtrietion platzugrelfen babe, damit den Erzeugungs- und Schank⸗ 
regalien nicht zu nahe getreten und daß bei künftigen Ausferligungen 
der Urkunden über ſolche Privilegien die angemeſſene Clauſel einge⸗ 
ſchaltet werde“. Dieſe Norlualverordnung verlor in der Folge an 
Bedeutung durch die Beſtimmung des § 2 daß fall. Patentes vom 
31. März 1832 (P. G. S. Nr. 144), wonach auf die Bereitung 
von Getränken für die Inkunft kein Prſvilegnum mehr ertheilt werden 
durfte. Eine gleiche Beſtimmung findet fich in dem § 2 des gegeu⸗ 
wärlig in Kraft befindlichen neuen Privilegiengefepes vor. Kai. Pa⸗ 
ten! vom 15. Auguſt 1852, Nr. 184 R. G. Bl.) 0 
Dr. R. Jakubowski 


Mittheilungen aug der Prapta. 

es Thatbeſtanbes der Uebertretung des Ver⸗ 

heimmitteln “). 

Anwendung des ſtrafgeſetzlich Grundſatzes über Concurrenz 

beim Zufammentreffen zweier polizeilicher Mebertretungen in Einer 
afbaren Handlung. 


Der Scheukwirth J. P. in H. wurde wiederholt wegen Ueber⸗ 
tretung des $ 854 St. G. (unberechtigter Verkauf innerlſcher oder 
außerlicher Heilmittel) abgeftraft, weil er eine von ihm bereitete rothe 
Gichtfalbe an Parteien verkaufe. 

Am 22. November 1870 wurde der Gtatthalteret zur Kenntniß 
ebracht, daß der Apotheker G. in K. den Verſchleih, dieſer von dem 

chankwirthe P. präparirten Gichtſalbe übernommen habe, und 

effectulre. Als Beweistnittel wurden die bei der ſanitätspolizeilichen 
Viſilation in dieſer Apotheke vorgefundenen Tiegel, dann mehrere 
Zeitungsinfernte vorgelegt. Die auf den Tiegeln angebrachte Bignette 
enthielf die Aufſchrift: „J. P s rothe Salle fin Gicht und 
Rheumalfsmen, 1 in der Apotheke des J. E in K.“ Die Zei⸗ 
tungs⸗Inferate enthielten die Anzeige des erwähnten Schanlwirkhes 
J. P. an die Conſumenten der rothen Gichtſalbe, daß die Erze u⸗ 
gung und der Verſchleiß derſelben an den Apotheker E. in K. 
übergegangen ſei. 

Die Statthalter nahm Anlaß wegen dieſes Vorganges dle 
Amtshandlung gegen den Apotheker E. anzuordnen, wobei in dem 
bezüͤglichen Erlaſſe an den Bezirkshauptmaun auf die Beſtimmungen 
der §9 29 und 40 der Apotheker⸗Gremlalordnung für Böhmen (P. 
G. S. Jahrgang 1833 Nr. 205) hingewieſen wurde“). 

Bet der Strafverhandlung wurde demnach auch dem Apo⸗ 
theker E, vorgehalten, daß der von ihm betriebene Verſchleiß der 
rohen Gichtſalbe des vielfach beſtraften Schankwirthez P. ſowie die 
Annoneirung dieſer Salbe kn öffentlichen Blättern eine Uebertretung 
der vorbezogenen Beſlimmungen der Gremialordnung begründe. 

Apotheker E. berantwortete ſich dahin, daß die beanfländeten 
Annoncen ohne ſein Wiſſen und ohne feine Zuſtimmung in den Zer⸗ 
tungen eigenmächtig von dent Schankwirkhe P. veranlaßt worden 
ſeien, daß übrigen dieſe Annoncen weder die Mitfertigung des ange⸗ 
ſchuldeten Apothekers, noch ſonſt nach ihrem Inhalte Merkmale ent⸗ 
halten, aus welchen gefolgert werden könnte, daß die Inſerirung im 
Einverſtänduiſſe mit dem Beſchuldigten geſchehen fer. Apotheker G. 
gab übrigens zu, daß er die vielfach von Landleuten der Umgebung 
begehrte und unter dem Namen des Schankwirthes P. allſeits be⸗ 
kaunte rothe Gichtſalbe, ſelbſt und zwar ohne Benützung irgend 
einetz fremden Necepkles erzeuge und verkaufe, wozu er übrigens 
in ſeiner Eigenſchaft als Apotheler vollkommen berechtigt ſei, weil 
dieſe Salbe zu den gelind wirkenden und unſchädlichen Mitteln ges 
höre, welche im Handverkaufe nach & 35 der A. G. O. verabfolgt 
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J Man vergl. bie Mitteilungen in Nr. 6, S. 28 und Rr. 89, S 164 des 
iprganges 1886 diefer Zellſchrfft. 

9 8 29 Tautet: 

„In eiue Strafe yon 24 Ducnten verfallen auch die Apotheker, weiche mit 
Aerzen, Wundärzten ober Pfuſchern im geheimen Einveritänbuifle ſtehen, oder durch 
Geſch nee Kunden an ſich zu laden trachlen.“ 

9 40 lantet: 

„ellungen ianerſicher über dußerlicher Gebrechen zu unternehmen ist Ape, he 
lern wie und unter feinen Vorwanbe erlaubt.“ 
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= 
werben konneu. Apotheker E. behauptete, daß ſein Verſchulden höch⸗ 
ſtens darin liegen könne daß er die Salbentiegel mit einer die Auf⸗ 
schrift: „J. P. . rothe Salbe“ tragenden Vignette ver⸗ 
ſehen habe. 

Der einvernommene Schankwirih P. behauptele, daß die von 
dem beſchuldigten Apotheker E. deponirten Angaben nicht vollſtäudig 
auf Wahrheit beruhen. P. habe, um den forlwährenden ftrafgertcht- 
lichen Verfolgungen zu entgehen, den Apotheker E. aufgefordert, die 
Erzeugung und den Verſchleiß jener Salbe zu überuehmen, und dies 
durch die Zeitungen zu veröffentlichen. Apotheker E. ſei bereitwillig 
auf dieſen Antrag, welcher ohne Zeugen nur von den beiden Paßseis⸗ 
ceuten beſprochen worden ſei, eingegangen. Hierauf habe P. dem 
Apotheker E. die Bereitungsweiſe der fraglichen Salbe mitgetheilt. 
In Folge dieſer Verabredung ſeien dann fünfzehnmal Inſerate in 
verſchiedenen Zeitungen erſchienen, wofür P. dem Apotheker E. 23 fl. 
bezahlt habe. P. behauptete, daß Apotheker E. die Inſerate an die 
betreffenden Zeitungen eingeſendet habe. 

Der Bezirkshauptmann erkannte hiernach: 

„Es ergebe ſich aus der gegen den Apotheker E. durchgeführten 
Unterſuchung, daß diefer die Salbe des Schankwirthes P. in feiner 
Apotheke und unter ſeiner eigenen Vignette öffeutlich verkaufe, daß 
diefe Salbe in Zeitungen angeprieſen und darin die Apotheke des C. 
ald das Haupt⸗Depgt bezeichnet worden fe, Durch dieſe Thatſachen 
bränge fich die Ueberzeugung auf, daß Apotheker E. mit dem Schauk⸗ 
wirlhe J. P. in Beziehung auf den Verſchleiß und die öffenkliche 
Anpreiſung der von dem Legteren erfundenen Salbe ſich im Einver⸗ 
ſtändniffe befinde, welches Einverſtändniß der Schankwirth P. auch 
ausdrücklich beftätigt habe. Dieſer Letztere ſei aber wegen des unbe⸗ 
fugten Berkaufes dieſer Gichtſalbe wiederholt und empfindlich abge⸗ 
ſtraft worden, und habe, wie die angeführten Thatsachen bezeugen, 
ein Einverſtändniß mit dem Apotheker E. dahin erzielt, um durch den 
Namen desſelben gedeckt, den Weiterverkauf der Salbe anſtandslos 
betreiben zu können, und ſich den ſtrafgerichtlichen Verfolgungen zu 
entziehen. Da der Schankwirth P., ohne einen ärztlichen Unterricht 
erhalten zu haben, und ohne geſetzliche e ein Heilmittel 
gewerhamäßig verkaufe und Apotheker E. hierbei demſelben behilflich 
ſei, dieſes Einverſtändniß jedoch nicht zugeſtehen wolle, 
weßhalb ſelbes als ein geheimes erſcheine fo fet Apo⸗ 
theker E. in die im § 29 der A. G. O. feſtgeſetzte Strafe von 
24 Dueaten wegen dieſet geheimen Einperſtändniſſes 
mit dem Pfuſcher J. P. verfallen, und werde demſelben verboten 
die fragliche Salbe zu verſchleſßen“. 

Gegen diefes Erfenntuiß recurrirte Apotheker E. an die Statt 
halterei, indem er die bereits erwähnten Rechtfertigungsgründe wie: 
derholte und au der Behauptung feſthielt, daß ihm als befugten 
Apotheker nicht verwehrt werden könne, dieſe als ein treffliches gelind 
wirkendes Hausmittel bekaunte Gichtſalbe im Handverkaufe abzugeben. 
E, berief ſich weiters darauf, daß das geheime Einverſtändniß mit 
P. nicht erwieſen fet, und die Argumentation, daß dieſes Eiuver— 
ſtändniß deßhalb als ein geheimes anzuſehen ſei, weil e von dem 
Beſchwerdeführer nicht zugegeben werden wollte, eine falſche fei. 

Die Statthalteref hat in Ueberetuſtimmung mit dem Gutachten, 
bed Landes⸗Sanitätsrathez das recucrirte Straferkenntuiß der erſten 
Inſtanz unter Zurückweiſung dez Recurſes des Apothekers E. mit 
dem Bemerken beſtätigt, „daß die Entſcherdungsmotive der erſten In⸗ 
ſtauz als richtig anerkannt werden muſſen, well mit Beftimmtheit 
nach der ganzen Sachlage anzunehmen ſei, daß ein, weil nicht zuge⸗ 
gebenes, daher geheimes Uebereinkommen mit dem wiederbolt ver⸗ 
Urtheilten P. feitens des Apothekers E. ſtattgefunden hat und beſtehe, 
indem es ſehr eigenthümlich wäre, wenn Apotheket E. ohne die Eins 
willigung des Schankwirthes P. die fragliche Salbe unter dem Na⸗ 
men des Letzteren in Handel geſetzt hätte, und es andererſeitg nicht 
leicht einzuſehen wäre, wie etw pflichtgetreuer Apotheker ſich ohne 
weiteren Grund veranlaßt ſehen ſollte, ein bereits ſtrafämtlich 
behaudeltes Arcanum, als welches die fragliche Salbe unte 
allen Umftänden zu betrachten ſei, in Verkehr zu bringen“. 

Das Minjſterium des Innern erkannte über den weitern Re⸗ 
curs des Apothekers E. unterm 21. October 1871, 9. 10.057 
wie folgt: 

„Weber den Mimiſterkalrecurs des Apothekers E. in K. wird 
unter Abänderung der gegen den Beſchwerdeführer auf Grund des 
8 29 der A. G. O. erfloſſenen Steaferkeuntniſſe des Bezirkshaupk⸗ 


mannes in K. de dto. 28. Februar 1871, 3. 1530 und der Statt- 
Kalterei de dto. 5. Mai 1871, 3. 16,077 der genannte Apotheker 
der lleberkretung des Punktes 5 des g. h. Patenles vom 28. No⸗ 
vember 1795 (polit. Geſeßzſammlung Band VII. Nr. 51) und der 
nebertretung der Miniſterialverordnung vom 17. September 1869 
(R. G. Bl. Nr. 149) ſchuldig erkanut, und deßhalb im Hinblicke 
auf § 267 des Snaafgeſetzes unter Anwendung des $ 11 der bezo⸗ 
genen Miniſterialverorduung zu einer Geldſtrafe von 50 fl. bezie⸗ 
hungsweiſe im Falle der Uneinbringlichtert zu einer Arreſtſtrafe in der 
Dauer von 10 Tagen verurtheilt. 
Gründe: 

„Aus dem vorliegenden Gutachten der Sachverſtändigen erhellt, 
daß die fragliche Salbe als ein Geheimmittel (arcanum, geheimes 
Arzueimittel) anzuſehen tft, weil außer dem urſprünglichen Erzeuger 
P. und dem Apotheker E. Niemand, namentlich kein Sachverſtändiger 
weiß, und zu erfahren im Stande ift, was unter „ 8 
Salbe“ zu verſtehen, und wie dieſe zu bereiten ſei. 

Der Verſchleiß dieſer Salbe verſtößt daher gegen Punkt 5 des 
a. h. Patente vom 28. November 1795, betreffend das Verbot des 
Verkaufes von Geheimmitteln. . 

Außerdem füllt aber dem Apotheker E. die Uebertretung der 
Miniſterialverordnung vom 17. September 1869, R. G. Bl. Nr. 149 
zur Laſt, weil e8 fid) hier nicht um den Handverkauf eines einfachen 
Arzueikörpers der Pharmakopbe, noch um ben Handverkauf eines z u⸗ 
bereiteten oder zuſammengeſetzten Arzneimittel! der Phar⸗ 
makopze, ſondern um den Verkauf eine nach dem Ergebniſſe der 
vorgenommenen chemiſchen Analyſe aus verſchiedenen, in der Phar⸗ 
matopde enthaltenen Arzneiſtoffen zuſammengeſetzten neuen Medi⸗ 
camented handelt, wozu der Apotheker ohne Verſchreibung eines ber 
rechtigten Sanitätsorzanes nicht befugt iſt. - 

Es läßt ſich der dem Apotheker G. nach dem Ergebniſſe der 
Strafverhandlung zur Laſt liegende Thatbeſtand nicht, wie es in den 
beiden unteren Inſtauzen geſchehen iſt, unter $ 29 der A. G. O. vom 
Jahre 1838 ſubſumiren, und es kann demnach auch nicht die dort 
feſtgeſezte Strafe von 24 Ducaten gegen den Genannten in An⸗ 
wendung gebracht werden, weil in dem vorliegenden Falle die Vor⸗ 
ausfeßungen, unter welchen ein derartiges geheimes Einverſtändniß 
ſtraffällig wird, nicht zutreffen. E 

Aus dieſen Graden mußten die in Beſchwerde gezogenen Ent⸗ 
scheidungen im Punkle der Schuldfrage abgeändert, und demgemäß 
hinſichtlich der Straffrage die raramen Vorſchriften in Anwendung 
gebracht werden, wobei, da eine Concurrenz von ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen vorliegt, nach dem im $ 267 des St. G. enthaltenen Grund⸗ 
faße die Strafbemeſſung nach der Miniſterialverordnung vom 17. Sep⸗ 
tember 1869, R. G. Bl. Nr 149 erfolgen mußte“. A. J. 


Durchführung der Entſcheivungen des Lande sausſchuſſesz. 
Diesfallige Stellung der polit. Behärven als Nollzugsbehorden. 
Dem Laudesausſchüſſe kaun ein Verfügungsrecht über die Gen⸗ 
darmerie nicht eingeräumt werden. 
Erecutionsinterpention der polit. Behörde in dem Falle, wenn 
die Gemeinde eine ihr aufgetragene Executionshandlung nicht 
vornimmt. 


Der Bauerngutsbefitzer Johann G. zu F. hat im Jahre 1865 
in der Gemeinde P. bei R ein neues Haus erbaut und badfelbe 
mit Stroh und Schindeln eingedeckt, zu welchem Baue ihm der dama⸗ 
lige Gemeindevorſteher, wie es ſcheiut über mündliches Ejuſchreiten und 
ohne Abhaltung einer Commiſfion oder Vernehmung der Nachbarn, 
die Bewilligung ertheilt hatte. Ueber eine Auzeige der Brandaſſe⸗ 
curanz⸗Commiſſton in R. hat jedoch der Landesausſchuß den Johann 
G. auffordern laſſen, die den Bauvorſchriften widerſtrettende Dach⸗ 
eindecküng des Hauſes zu beſeittgen. G. hat diefen und wiederholte 
spätere Aufträge unbeachtet gelaſſen, und es ſiud die hierauf wieder⸗ 
holt an die Gemeindevorſtehung P. ergangenen Wefſungen, mit der 
zwangsweiſen Demolirung vorzugehen, ſowie auch die Verhängung einer 
Geldffrafe von 15 Gulden über den Gemeindevorſteher oßne allen 
Erfolg geblieben, indem der Gemeindevorſteher den Vollzug der ihm er⸗ 
theilten Aufträge verweigerte. Selbſt der Gemeindeausſchuß welchen der 
Landesausſchuß einvernehmen ließ, welche Mittel er dem Gemeindevor⸗ 
ſteher zur zwangsweiſen Demolirung det Daches an die Hand geben 
wolle, ſprach ſich in feiner Sitzung vom 17. Mai 1869 ablehnend aus. 
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Der Landesausſchuß erblickte in dem Verhalten des Gemeinde⸗ 
vorſtehers und Ansfchuſfes eine Verweigerung der Erfüllung einer ge⸗ 
ſetzlichen Verpflichtung der Gemeinde ($ 92 G. O. von Ober-Defter- 
reich) und wendete fich nun an bie Bezirköhauptmannſchaft in W. 
niit dem Erſuchen, „gemäß $#92 der 0.8. G. O. auf Koſten ber 
Gemeinde mit möglichſter Schonung der Genteindemittel die erſorder⸗ 
liche Abhilfe zu treffen )“. 

Der Bezirkshauptmann lehnte dieſes Anſtunen ab, weil er den 
Landesausfchuß für berufen hielt, feine Entscheidungen ſelbſt durchzu⸗ 
führen, wozu er jederzeit im geeigneten Wege die Aſſiſtenz det Gen⸗ 
darmerie in Anſpruch zu nehmen berechtigt ſei. „Denn das Recht eine 
Entſcheidung durchzuführen fei nur elne Conſeguenz des Rechtes zur 
Entſcheidung ſelbſt, und müſſe als vorhanden angenommen werden, 
ſolange das Geſetz nicht ausdrücklich etwaß anderes beſtimmt, und es 
ſei ſchwer abzuſehen, warum der Landezausſchuß als vollziehendes 
Organ ber Landesgemeinde zum Vollzuge feiner Erkenntniſſe 
nicht eben fo berechtiget fein ſollte, wie die Gemeindevorſtehung als 
vollziehendes Organ der Orksgemeinde“. Endlich bezweffelte der Be⸗ 
Zirköhauptmann die Anwendbarkeit des § 92 der G. O, weil es ſich 
nicht um eine Leiſtung der Gemeinde, die ihr Aumittelbat nach dei 
Geſetze obliegt, ſondern um die Erfüllung eines Auftrages des Lan⸗ 
desausfchuſſes handelt. 

Gegen die Ablehnung der Bezirkshauptmannſchaft wendete ſich 
der Landesauöſchuß an die Statthalterei mit dem Erſuchen, dleſelbe 
möge den Bezirkshauptmann beauftragen, dem Anſinnen des Landes- 
ausſchuſſes gemäß § 92 der G. O. zu enkſprechen. 

In feiner Zuſchrift gab der Laudesausſchuß zugleich die Er⸗ 
klärung ab, daß er ſich zur executiven Durchführung ſeiner Beſchlüſſe 
in den Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der Ge⸗ 
meinden, fowie in Ausübung feiner Executive zur Nequirirung der 
Gendarmerſe nach Bedarf für berechtiget halte. 

Die Statthalterei erwiederte: „daß die in der Bauſache des 
Johann G. einzuleitendem Schritte nicht auf den $ 92 der G. O. 
bafirt werden können, da es ſich nicht um die Erzwingung eiuer ber 
Gemeinde geſetzlich obliegenden Verpflichtung, ſondern um die Durch⸗ 
führung einer vom Landezausſchuffe nach der Bauordnung gefällten, 
Eniſcheidung gegenüber einer einzelnen Perſon handelt, wozu der Ges 
1 ſeine Mitwirkung abgelehnt hat. 

Es käme zum Falle nur, mit Rückſicht auf den vom Landesgus⸗ 
ſchuſſe durch die von ihm ausgeſprochene Erklärung erhobenen Auſpruch, 
die Frage zu erwägen, wie den Entſcheidungen des Landesausſchuſſes in den. 
demſelben ee die executive Durchfüh⸗ 
rung zu ſichern märe. Ju dieſer Beziehung habe die Statthalterei 
die Anſicht, daß es nicht angehe, dieſe erecntve Durchführung allge: 
mein den politſſchen Behörden zu A weil ihnen in dieſen 
Falle das Recht nicht benommen werden konnte, dieſe Eutfcheidungen 
vor ihrer Durchführung einer Beurtheflung und Prüfung hinfichtlich ihrer 
Angemeſſenheit und Rechtsbeſtändigkeit zu unterztehen, waß nothweudiger 
Weife zu einer Verrückung und Verwirrung der gegenſeitigen Com⸗ 
petenz führen mußte. Hiernach bliebe Div Durchführung der Eutſchei⸗ 
dungen des Landesausſchuſſeß demſelben felbſt überlaſſen und mein 
hiezu die Afſiſtenz der k. k. Gendarmerie erforderlich fein follte, würde 
deren Beiſtellung unter der doppelten Vorausſetzung keinem Auſtande 
unterliegen, daß es ſich um die Durchführung einer im öffentlichen 
admiuiſtrativen Wirkungskreiſe des Landezausſchuſſes getroffenen Ent⸗ 
ſcheidung haudelt, und daß dieſe Durchführung durch ein hiezu ent⸗ 
fendetes Mitglied des Landesausſchuſſeß, oder durch Landesbeamte 
unter Verantwortung des letzteren für eine entſprechende Verwendung 
der k. k. Gendarmerie erfolge. Der Landesauzſchuß möge daher eine 
ſolche Afftfteng unter Mittheilung der zu vollziehenden Entſcheidung 
und Bekanntgabe der mit dem Vollzuge betrauten Perſon vou Fall 
zu Fall bei den betreffenden Bezirkshauptmannſchaften ansprechen“. 


*) $ 92 ber Gemeindeordnung [ir Ober⸗Oeſterreich lautet: 

„Gerz der Gemtelnbeausſchuß ed unterligt oder verweigert, die der Ger 
meinde geſehlich obltegenden Leiſtungen und Verpflichtungen zu erfüllen, jo bat die 
welſtiſche Hayiekebebärte, an Atuugen rer WeryÄllditungen will an. 
Been Waletusgskrrife ber hem. (6 25 der Wemrindeertunng) nem, 
wenn keine Gefahr am Verzuge fit, nach Efnvernehmung des Landesansſch 
wenn ſie aber in übertragenen Wirkungäkrelſe liegen, auch ohne ſolches Einver: 
nehmen auf Gefahr und Kosten der Gemeinde mit ndglichfter Schoaung der Ger 
meindemittel bie erforderliche Abhilfe zu treffen“. 


Gegen die Eroffnung der Statthalteret brachte der Landesaus⸗ 
ſchuß eine Vorſtellung beim Miniſterinm des Innern ein, worin er 
erſtlich die Anwendbarkeit des § 92 G. O. auf den vorliegenden Fall, ferner 
das Recht, feine Entſcheidungen ſelbſt zu vollziehen und auch die Be⸗ 
rechtigung, in den Fällen des § 92 G. O. wie bisher zur Dur 
führung feinen Beſchlüſſe ſich der Exreentivgewalt der politiſchen Be⸗ 
hörden zu bedienen, betonte. Was die Affiftenz der Gendarmerie be⸗ 
ireffe, jo köune dieſelbe nicht von Fall zu Fall von deu politiſchen 
Behörden abhäugig gemacht werden, Der Umſtand, daß die Erhaltung 
der Gendarmerie großentheils auch dem Lande zur Laſt falle, laſſe es 
billig erſcheinen, daß die Gendarmerle auch deut Landesausſchuſſe zur 
Verfügung ſtehe Die Affiſtenz derſelben an ein vorheriges Ghnſchreiſen 
bei der Bezirkshauptmannſchaft zu binden, vertrage ſich nicht mit der 
Stellung des Landesautzſchuſſes, der in der Lage ſein müſſe, ſeine 
Eutſcheidungen ohne fremde Ingerenz und unmittelbar zu vollziehen. 
Das Petitnm ging demnach dahin: „Das k. k. Miniſterium möge 
die Statthalterel informiren: a daß dem Landesausfchuffe das Recht 
zuſtehe, in den Faͤlleu des § 92 der G. O. wie bisher ſich der Exe⸗ 
cutivgewaſt der politifchen Behörden zur Durchführung ſeiner Beſchlüfſe 
zu bedienen und b. daß er berechtigt ſei, zur eigenen Durchführung 
ſeiner Beſchlüſfe in den Angelegenheiten des ſelbſſſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſes der Gemeinden die Gendarmerie ohne Jugerenz ber politſchen 
Behörden unmittelbar zu reqniriren.“ 

Das Miuiſterium des Innern hat hierüber unterm 22. Sep⸗ 
tember 1871, 8. 7756 folgender Weile entſchieden: 

„Dem Landesausſchnſſe ſtehen behufs bes Vollzugs IT Ent⸗ 
scheidungen in den hier fraglichen Angelegenheiten keine anderen Exe⸗ 
entionömtttel zu Gebote, als jene, welche die Gemeindeordnung an 
die Hand gibt. Falls dieſe Mittel nicht ausreichen, wird ſich der Lan⸗ 
desautſchuß an die polſtiſche Behörde zu wenden haben und zwar 
ſowohl im Allgemeinen dort, wo es ſich um Vollziehung einer Ent⸗ 
ſcheidung oder Verfügung Des Landetansſchuſſes mit Anrufung der 
ſtaatlichen Volſzugsgewalt handelt, als auch ſpeclell in den Fällen bed 
$ 92 der 0.6. Gemeindeordnung, wobei jedoch den politiſchen Behörden, 
welche fün ihre Amtshandlungen den vorgeſeßten Behörden berank⸗ 
worllich find, die Beurtheilung, ob die Anordnung des Landesaus⸗ 
ſchuſſes vollſtreckbar ift, vorbehalten bleiben muß; welche daher insbe⸗ 
ſonders dann, wenn der Landezausſchuß die Abhltfe nach 9 92 in 
Auſpruch nimnit, zu prüfen haben, ob die ſer Paragraph auf den 
gegebenen Fall Auwendung finde oder nicht. 

Es geht in feinem Falle an, dem Landesausſchuſſe mittelbar 
oder unmittelbar ein Verfügungsrecht über die k. k. Gendarmerie eiu⸗ 
zuräumen, und diefelbe auch nur fallwetſe dem Landesausſchuſſe oder 
ſeinem Delegirten behufs Afffſtenzleiſtung bei zwaugsweiſer Voll⸗ 
ſtreckung ſeiner Anordnungen zu unterſtellen. 

Belangend den vorliegenden Fall, welcher zu der Discufflon den 
Anlaß geboten hat, fo kann nicht deßwegen, weil es ſich um die 
ung einer vom Landesausſchnſſe gegen eine einzelne Partei in 
einer Baupoltzelſache getroffenen Verfügung haudelt, behnuptet werden, 
daß er nicht unter den mehrgedachten 5 92 ſubfummirt werden 
könne. Es kewmt vielmehr auf die Vorfragen an, ob der Landesz⸗ 
ausſchuß competent war, die Abtragung des G. . .. ſchen Haus⸗ 
daches zu verordnen, und ob dieſe Verordnung vom Standpunkte der da⸗ 
mals (1865) beſtandenen baupoltzeilichen Vorſchriften als gerechtfertiget 
ſich darſtellet. Werden diefe Vorfragen bejaht, fo war es Sache der Ger 
meinde, die Verfügung des Landesausſchuſſes zu vollziehen, und hat ſie 
den Vollzug verweigert, ſo hat fie die Erfüllung einer ihr geſetzlich im 
felbſtſtändigen Wirkungskreiſe obliegenden Verpflichtung verſagt, und 
der Fall des § 92 läge unter obigen Vorauäfegungen allerdings vor. 
Bon dieſem Geſichtspunkte tft die Frage, ob § 92 anzuwenden fer, 
im jnflanzmäßigen Zuge neuerlich in Ueberlegung zu nehmen und zu 
entſcheiden“. v. Pf. 


Verordnung. 
Erlaß bes k. 1. Miniſters für Landes⸗Bertheidigung vom 12. Juli 1871, 3. 
8319/2410 II, betreffend dos Verfahren lei Eingaben um Benrlantung aut 
Famil ienrückſichten. 


Sowohl van meiner Seite als auch von Seite des k. und k. Reichskriegs mn 
uifterinme if} bie Wahrnehmung gemocht worden, daß bei Einschreiten unn bie Be. 
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urlaubung aus Famillenrügſichten das verſchiedenarligste Verfahren Mahgreift, wo⸗ 
durch nichl fetten die Nuskengung derſelben zwecklos und zum Nachtheile der Pattelen 
verzögert wird. 

Zur Regelung dieſeh Verfahrens findet bie Miniſtertal⸗Suſtang anguordiien + 
„Einſchreſten um die Beurlaubung anf eine kurze Zeit aus Famllkemükſichten 
nd von Seite ker Parleken unmiitellor Hei jener Mittärkehörke, Truppe oder 
Hreredanſtalt einzubringen, bel welcher her Betreffende in acliver Dienfleiftung 
ficht und wird die Nel der gplmußraiiebigen Nachweifung des Beftandes der dem 
Anſuchen zu Grunde liegenden Berhfftuiffe dem Bittsteller fkeilaſſen. 

Die Entscheidung hierützer fteht der vorlezeichnelen Milltarbehbrde, Truppe 
oder Heerezanſtall zu. 

Wird Hingegen bie dauernde Venrlanbung argeſprochen fo iſt has Ein- 
fehreiten In der Weiſe zu inftentten, einzubringen und auszutragen, wie dies rück. 
ſichtlich ver Einschreiten um bie Mifttäcentfaffting aus Familtenrückjchten buech 
bie 99 101 und 164 ber Inftenetzon zur Alcführung oder Wehrgeſehe Yorger 
Friesen ft. 


Perſou alten. 


Seine Majeftät Gaben mittelſt a. h. Handſchrelbens vom 8. November 1871 
den Reichskanzler, Minifter des kaſſerl. Hauſes und bes Aeußern Grafen Bent 
Aber fein Ansuchen mit dem Auedrucke ber a. h. Dankes von feinem Amte in 
Gnoden eiiboben, und denselben zum lebenslänglichen Milgliede res Herrenhauſes 
ernannl, 

Seine Majeftät haben den gehermen Ralh Bohuslav Grafen Chotek von 
dem ihm Prouſſoriſch Mertingenen Poften bes Sfatſhalter für Böhmen Aber feine 
Pitle in Gnaden enthoben, 

Selne Majeftät haben die Betrauang des k. und k. Kegatlonsralhes Gart 
Ritter von Jäger mit der interimiftiichen Gerenz des k. und f. Generalcon⸗ 
fulntes n Tunze genehmiget. 

Seine Mazeſlat haben dem Ober⸗Finanzeathe der 1 Finanz⸗Vaudes 
bicection Johann Kathrein bel deſſen Penflonſrung den Orden der eſſernen 
Krone II. GI. tarfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Director der technſſchen Akademie zu Lemberg 
Alexander Reiſinger anläßlich der Penſioulrung besjelben den Orden der eiferneu 
Krone III. Cl. taxfrei verliehen, 

Seine Majeftät Haben dem Seereſär der Direetſon der Stantöfhulb Dr, Franz 
Pon fickt das Ritterkreuz des Franz. Joſeph- Ordens verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Poſiamto⸗Controlor Ferdinand Heinzel in, 
Wien das goldene Verdlenſtkreug mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtat haben dle Erhebung des biherſgen Houvrgreouſulateg zu 
Davana zu eitem Honorar, Göeneralconſukgte genehmigt, und den derzeltigen 
Titular desſelhen, Conſul Wilhelm Scharfenberg zum uubeſoldeten Gene, 
raleonſul ernannt, 

Seine Maleſtät haben dem Euſtos und Oireclor⸗ Stellvertreter dag Mufeums 
ih Kunſt und Juduſtrie Jakob Falke ben Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathel tarfret verliehen, 

eine Dinjeftät haben dem Mechnungsoffical im Rechnungsdepartement bes 
gemeinſ. Binarzminifteriuus Johann ind ner den Titel und Charakter eineg Rech 
nungörathes taxfreſ verliehen. 

Seine Mafeflät haben deut geweſeuen Conſulgragenten in Kuſtendſche Anton 
gicen dab goldene Berdienſtkrenz mit der Krone verliehen. 

Seine Mojeftät haben den Handelemann C. Th. Stabe in Bahta zum un⸗ 
beſoldelen Gouful daſelbſt und bie derzeit ols Gerenten der k. und k. Honorartonſulale 
in Marankgo und Maroim fungerenden Handelsleute Joſe Ferreira da Silva 
und Adolf Lane zu unbeſoldeten Miceconfuln ernannl. 

Der Leiter des Ackerbauminiſterſumd bat den k. k. Forſter und Wald⸗ 
ſchäßungöreferenten in Laibach Ludwig Dim ſtz zum Forſtinſpertor fit Krain 
ernannt. 

Der Keller del Miniſterkumg für Cultus and Unterricht hat den Gapttular 
bes Silflez Krememünſter Dr. Kloten Wimmer zum Conſerpotor [in Ober⸗ 
Oeſterreich ernannt. 


Erledigungen. 


Sffteintaftelle Lehm Hauptpanzirungsomte nat 800 fl. Jahrengehalt, 150 fl. 
Quarkiergelb, bis 20. December (Amtabl. Nr. 265). 

Rechnungsratheſtelle heim Rechnungsdevorlement der k k. lüſtenländiſchen 
Stakthalteret mit 1600 fl. Gehalt und 300 fl. Quartiergelb jührſich, big 25. Ro. 
verner. (Amtaßl, Nr. 270.) 8 

Stripforgſtelle an der 1. t umverſttctehubſſothe zu Prag mit 600 fl. bis 
30. Nunember. (Amtsbl. Nr. 271.) 

Beziefdarzleäftelle in Calbach mit 800 fl. Jahresgehall, Ouumquennalzulage, 
bis Ende November (Amtsbl. Nr. 271) 

Pollgelactunzöfielle nud Gonceptänhjunctenftelle im Perſonalſtande der k. k. 
Polsgelkſteet on in rieſt erſtere mit 500 fl. Jahresgehalt und 180 fi Quacliergeld, 
letztere mit 400 fl. jäfrlich, vs Eude November (Amtebl. Nr. 273) 

Ingenienrsftelle, Vrpoiſoriſche beim Tiroler Sanbesauefehuffe wit 1200 fl. Ge 
hall, bis 15. December. (Amlebl. M. 274). N 

Beztzkifecretäreftelle bel der k. k. Bezirkshanptmannſchaft in Iten mit 700 fl. 
Gehalt jährlich, evenktnell 600 fl bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 275.) 

Maarkſcheiderſtelle be ber 1. k. Hauptwerk verwaltung in Pribram init 1000 fl. 
fl. Gehalt, 100 fl. Ouartiergeld, bis 30. November. (Amtbl. Nr. 275.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtorl. 


